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(Rechtsakte ohne Gesetzescharakter) 

VERORDNUNGEN 

DELEGIERTE VERORDNUNG (EU) Nr. 244/2012 DER KOMMISSION 

vom 16. Januar 2012 

zur Ergänzung der Richtlinie 2010/31/EU des Europäischen Parlaments und des Rates über die 
Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden durch die Schaffung eines Rahmens für eine 
Vergleichsmethode zur Berechnung kostenoptimaler Niveaus von Mindestanforderungen an die 

Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden und Gebäudekomponenten 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Richtlinie 2010/31/EU des Europäischen Par­
laments und des Rates vom 19. Mai 2010 über die Gesamt­
energieeffizienz von Gebäuden ( 1 ), insbesondere auf Artikel 5 
Absatz 1, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Nach der Richtlinie 2010/31/EU hat die Kommission 
mittels eines delegierten Rechtsakts einen Rahmen für 
eine Vergleichsmethode zur Berechnung kostenoptimaler 
Niveaus von Mindestanforderungen an die Gesamtener­
gieeffizienz von Gebäuden und Gebäudekomponenten zu 
erstellen. 

(2) Die Festlegung von Mindestanforderungen an die Ge­
samtenergieeffizienz von Gebäuden und Gebäudekom­
ponenten obliegt den Mitgliedstaaten. Die Anforderungen 
sind mit Blick auf das Erreichen kostenoptimaler Niveaus 
festzulegen. Die Entscheidung darüber, ob die als End­
ergebnis der Kostenoptimalitätsberechnungen genutzte 
nationale Benchmark aus einer makroökonomischen Per­
spektive (unter Betrachtung der gesamtgesellschaftlichen 
Kosten und Nutzen von Energieeffizienzinvestitionen) 
oder nach rein finanziellen Gesichtspunkten (d. h. unter 
ausschließlicher Betrachtung der Investition) errechnet 
wird, liegt im Ermessen der Mitgliedstaaten. Die nationa­
len Mindestanforderungen an die Gesamtenergieeffizienz 
sollten nicht mehr als 15 % unter den kostenoptimalen 
Ergebnissen der als nationale Benchmark verwendeten 
Berechnungen liegen. Das kostenoptimale Niveau muss 
in dem Bereich der Gesamtenergieeffizienzniveaus liegen, 
in dem die Kosten-Nutzen-Analyse über die Lebensdauer 
positiv ausfällt. 

(3) Die Richtlinie 2010/31/EU fördert die Verringerung des 
Energieverbrauchs in der gebauten Umwelt, betont aber 
auch, dass der Gebäudesektor eine wichtige Quelle von 
Kohlendioxidemissionen ist. 

(4) Die Richtlinie 2009/125/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 21. Oktober 2009 zur Schaffung 
eines Rahmens für die Festlegung von Anforderungen 
an die umweltgerechte Gestaltung energieverbrauchsrele­
vanter Produkte ( 2 ) sieht die Festlegung von Mindest­
anforderungen an solche Produkte vor. Bei der Festset­
zung der nationalen Anforderungen für gebäudetech­
nische Systeme müssen die Mitgliedstaaten den gemäß 
dieser Richtlinie getroffenen Umsetzungsmaßnahmen 
Rechnung tragen. Die Energieeffizienz der Bauprodukte, 
die für die Berechnungen im Rahmen dieser Verordnung 
verwendet werden sollen, sollten im Einklang mit den 
Bestimmungen der Verordnung (EU) Nr. 305/2011 des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 9. März 
2011 zur Festlegung harmonisierter Bedingungen für 
die Vermarktung von Bauprodukten und zur Aufhebung 
der Richtlinie 89/106/EWG des Rates ( 3 ) ermittelt wer­
den. 

(5) Das Ziel kosteneffizienter oder kostenoptimaler Energie­
effizienzniveaus kann unter bestimmten Umständen 
rechtfertigen, dass die Mitgliedstaaten kosteneffiziente 
oder kostenoptimale Anforderungen an Gebäudekom­
ponenten festlegen, die in der Praxis bestimmte architek­
tonische und technische Optionen behindern und die 
Nutzung energieverbrauchsrelevanter Produkte mit höhe­
rer Energieeffizienz fördern würden. 

(6) Die Schritte, die der Rahmen für eine Vergleichsmethode 
vorsieht, sind in Anhang III der Richtlinie 2010/31/EU 
aufgeführt; sie umfassen die Festlegung von Referenz­
gebäuden, die Definition der auf diese Referenzgebäude
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anzuwendenden Energieeffizienzmaßnahmen, die Ein­
schätzung des entsprechenden Primärenergiebedarfs und 
die Berechnung der Kosten (d. h. des Kapitalwerts) dieser 
Maßnahmen. 

(7) Der gemeinsame Rahmen für die Berechnung der Ener­
gieeffizienz gemäß Anhang I der Richtlinie 2010/31/EU 
gilt auch für sämtliche Schritte des Rahmens für die Kos­
tenoptimalitätsmethode, insbesondere für den Schritt der 
Berechnung der Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden 
und Gebäudekomponenten. 

(8) Zur Anpassung des Rahmens für eine Vergleichsmethode 
an die nationalen Gegebenheiten sollten die Mitgliedstaa­
ten die geschätzte wirtschaftliche Lebensdauer eines Ge­
bäudes und/oder einer Gebäudekomponente, die an­
gemessenen Kosten für Energieträger, Produkte, Systeme 
und Wartung, Betriebs- und Arbeitskosten, Faktoren für 
die Primärenergieumwandlung sowie die diesbezüglich 
anzunehmenden Energiepreisentwicklungen bei den in 
ihrem nationalen Kontext in Gebäuden genutzten Brenn­
stoffen unter Berücksichtigung der von der Kommission 
bereitgestellten Informationen ermitteln. Nach Vornahme 
einer Sensitivitätsanalyse für mindestens zwei Zinssätze 
für jede Berechnung sollten die Mitgliedstaaten auch 
den Abzinsungssatz festlegen, der bei den Berechnungen 
aus makroökonomischer und finanzieller Perspektive zu 
verwenden ist. 

(9) Um bei der Anwendung des Rahmens für eine Ver­
gleichsmethode durch die Mitgliedstaaten einen gemein­
samen Ansatz sicherzustellen, ist es zweckmäßig, dass die 
Kommission die wichtigsten zur Berechnung des Kapital­
werts notwendigen Rahmenbedingungen festlegt, wie z. 
B. das Ausgangsjahr für Berechnungen, die zu berück­
sichtigenden Kostenkategorien und den anzuwendenden 
Berechnungszeitraum. 

(10) Die Festlegung eines gemeinsamen Berechnungszeitraums 
steht nicht im Widerspruch zum Recht der Mitgliedstaa­
ten, die geschätzte wirtschaftliche Lebensdauer von Ge­
bäuden und/oder Gebäudekomponenten zu bestimmen, 
da letztere sowohl länger als auch kürzer als der fest­
gelegte Berechnungszeitraum sein könnte. Die geschätzte 
wirtschaftliche Lebensdauer eines Gebäudes oder einer 
Gebäudekomponente hat nur begrenzten Einfluss auf 
den Berechnungszeitraum, da letzterer eher durch den 
Renovierungszyklus eines Gebäudes bestimmt wird, d. 
h. den Zeitraum, nach dem an einem Gebäude größere 
Renovierungsarbeiten vorgenommen werden. 

(11) Kostenberechnungen und Projektionen mit vielen Annah­
men und Unsicherheiten, u. a. auch in Bezug auf die 
Energiepreisentwicklungen, werden in der Regel von ei­
ner Sensitivitätsanalyse zur Bewertung der Zuverlässigkeit 
der wichtigsten Input-Parameter begleitet. Für die Zwecke 
der Kostenoptimalitätsberechnungen sollte die Sensitivi­
tätsanalyse zumindest die Energiepreisentwicklungen 
und den anzuwendenden Abzinsungssatz erfassen; idea­
lerweise sollte die Sensitivitätsanalyse auch künftige Preis­
entwicklungen bei Technologien als Input für die Über­
prüfung der Berechnungen einbeziehen. 

(12) Der Rahmen für eine Vergleichsmethode sollte es den 
Mitgliedstaaten ermöglichen, die Ergebnisse der Kosten­

optimalitätsberechnung mit den geltenden Mindestanfor­
derungen an die Gesamtenergieeffizienz zu vergleichen 
und anhand des Ergebnisses des Vergleichs sicherzustel­
len, dass Mindestanforderungen an die Gesamtenergieef­
fizienz mit Blick auf das Erreichen kostenoptimaler Ni­
veaus festgesetzt werden. Die Mitgliedstaaten sollten fer­
ner die Festlegung von Mindestanforderungen an die Ge­
samtenergieeffizienz auf kostenoptimalem Niveau für die­
jenigen Gebäudekategorien prüfen, für die bislang keine 
Mindestanforderungen an die Gesamtenergieeffizienz be­
stehen. 

(13) Die Kostenoptimalitätsmethode ist technologisch neutral 
und bevorzugt keine technische Lösung gegenüber ande­
ren. Sie sorgt für einen Wettbewerb der Maßnahmen/ 
Maßnahmenbündel/Varianten über die geschätzte Lebens­
dauer eines Gebäudes oder einer Gebäudekomponente. 

(14) Die Ergebnisse der Berechnungen sowie die verwendeten 
Input-Daten und Annahmen sind der Kommission gemäß 
Artikel 5 Absatz 2 der Richtlinie 2010/31/EU mitzutei­
len. Diese Mitteilungen sollten es der Kommission er­
möglichen, die von den Mitgliedstaaten beim Erreichen 
kostenoptimaler Mindestanforderungen an die Gesamt­
energieeffizienz erzielten Fortschritte zu beurteilen und 
darüber Bericht zu erstatten. 

(15) Zur Begrenzung des Verwaltungsaufwands der Mitglied­
staaten sollten diese die Anzahl der Berechnungen ver­
ringern können, indem Referenzgebäude erstellt werden, 
die für mehr als eine Gebäudekategorie repräsentativ 
sind, ohne dass die Verpflichtung der Mitgliedstaaten 
zur Festlegung von Mindestanforderungen an die Ge­
samtenergieeffizienz für bestimmte Gebäudekategorien 
gemäß der Richtlinie 2010/31/EU beeinträchtigt wird — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Gegenstand und Geltungsbereich 

Mit dieser Verordnung wird gemäß Artikel 5, Anhang I und 
Anhang III der Richtlinie 2010/31/EU ein Rahmen für eine 
Vergleichsmethode erstellt, der von den Mitgliedstaaten zur Be­
rechnung kostenoptimaler Niveaus von Mindestanforderungen 
an die Gesamtenergieeffizienz von neuen und bestehenden Ge­
bäuden und Gebäudekomponenten zu verwenden ist. 

Der Rahmen für die Methode gibt Regeln dafür vor, wie Ener­
gieeffizienzmaßnahmen, Maßnahmen, die die Nutzung erneuer­
barer Energiequellen einschließen, sowie Bündel und Varianten 
dieser Maßnahmen auf der Grundlage der Primärenergieeffizienz 
und der für ihre Durchführung veranschlagten Kosten zu ver­
gleichen sind. Er legt außerdem fest, wie diese Regeln auf aus­
gewählte Referenzgebäude anzuwenden sind, um die kosten­
optimalen Niveaus von Mindestanforderungen an die Gesamt­
energieeffizienz zu ermitteln. 

Artikel 2 

Begriffsbestimmungen 

Zusätzlich zu den Begriffsbestimmungen in Artikel 2 der Richt­
linie 2010/31/EU gelten folgende Begriffsbestimmungen, wobei 
für die Berechnung auf makroökonomischer Ebene anfallende 
Steuern und Abgaben auszuschließen sind:
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1. Gesamtkosten bezeichnet die Summe des Kapitalwerts der 
Anfangsinvestitionskosten, der laufenden Kosten und Wie­
derbeschaffungskosten (in Bezug auf das Ausgangsjahr) so­
wie ggf. Entsorgungskosten. Für die Berechnung auf makro­
ökonomischer Ebene wird eine zusätzliche Kostenkategorie 
eingeführt, die Kosten von Treibhausgasemissionen; 

2. Anfangsinvestitionskosten bezeichnet die Gesamtheit der Kos­
ten, die bis zu dem Zeitpunkt anfallen, an dem das Ge­
bäude oder die Gebäudekomponente in nutzungsbereitem 
Zustand dem Kunden übergeben wird. Diese Kosten be­
inhalten Planung, Erwerb von Gebäudekomponenten, An­
schluss an Versorger, Installation und Inbetriebnahme; 

3. Energiekosten bezeichnet die jährlichen Kosten sowie festen 
und Spitzenabgaben für Energie einschließlich nationaler 
Steuern; 

4. Betriebskosten bezeichnet alle Kosten im Zusammenhang mit 
dem Betrieb des Gebäudes einschließlich der jährlichen Kos­
ten für Versicherung, Gebühren öffentlicher Versorgungs­
einrichtungen sowie sonstige feste Abgaben und Steuern; 

5. Instandhaltungskosten bezeichnet die jährlichen Kosten für 
Maßnahmen zur Bewahrung und Wiederherstellung der ge­
wünschten Qualität des Gebäudes oder der Gebäudekom­
ponente. Dies beinhaltet die jährlichen Kosten für Inspekti­
on, Reinigung, Anpassungen, Reparaturen sowie Verschleiß­
teile; 

6. laufende Kosten bezeichnet die jährlichen Instandhaltungs­
kosten, Betriebskosten und Energiekosten; 

7. Entsorgungskosten bezeichnet die Kosten für den Abbau ei­
nes Gebäudes oder einer Gebäudekomponente am Ende der 
Lebensdauer; dies umfasst den Abbau, die Demontage von 
Gebäudekomponenten, die noch nicht das Ende ihrer Le­
bensdauer erreicht haben, Verbringung und Recycling; 

8. jährliche Kosten bezeichnet die Summe der in einem be­
stimmten Jahr gezahlten laufenden und periodischen Kos­
ten oder Wiederbeschaffungskosten; 

9. Wiederbeschaffungskosten bezeichnet eine Ersatzinvestition für 
eine Gebäudekomponente gemäß der geschätzten wirt­
schaftlichen Lebensdauer während des Berechnungszeit­
raums; 

10. Kosten von Treibhausgasemissionen bezeichnet den monetären 
Wert der durch CO 2 -Emissionen aufgrund des Energiever­
brauchs in Gebäuden verursachten Umweltschäden; 

11. Referenzgebäude bezeichnet ein hypothetisches oder reales 
Bezugsgebäude, das die Gebäudegeometrie und -systeme, 
die Energieeffizienz von Gebäudehülle und -systemen sowie 
die Funktionalität und Kostenstruktur im jeweiligen Mit­
gliedstaat in typischer Weise verkörpert und für die klima­
tischen Bedingungen und die geografische Lage repräsenta­
tiv ist; 

12. Abzinsungssatz bezeichnet einen festen Wert für den Ver­
gleich des realen Geldwerts zu unterschiedlichen Zeitpunk­
ten; 

13. Abzinsungsfaktor bezeichnet einen Multiplikationsfaktor zur 
Umrechnung eines zu einem bestimmten Zeitpunkt erfol­
genden Liquiditätsflusses auf seinen entsprechenden Wert 
am Ausgangspunkt. Er wird vom Abzinsungssatz abgeleitet; 

14. Ausgangsjahr ist das Jahr, auf dem jegliche Berechnung be­
ruht und das zur Ermittlung des Berechnungszeitraums 
dient; 

15. Berechnungszeitraum ist der in der Regel in Jahren aus­
gedrückte Zeitraum, der für die Berechnung berücksichtigt 
wird; 

16. Restwert eines Gebäudes bezeichnet die Summe der Restwerte 
des Gebäudes und der Gebäudekomponenten am Ende des 
Berechnungszeitraums; 

17. Preisentwicklung bezeichnet die zeitliche Entwicklung der 
Preise für Energie, Produkte, Gebäudesysteme, Dienste, Per­
sonal, Instandhaltung sowie sonstiger Kosten; sie kann von 
der Inflationsrate abweichen; 

18. Energieeffizienzmaßnahme bezeichnet eine an einem Gebäude 
vorgenommene Änderung, die zur Verringerung des Pri­
märenergiebedarfs desselben führt; 

19. Maßnahmenbündel bezeichnet eine Reihe von Energieeffi­
zienzmaßnahmen oder Maßnahmen auf der Grundlage er­
neuerbarer Energiequellen, die auf ein Referenzgebäude an­
gewandt werden; 

20. Variante bezeichnet das Gesamtergebnis und die Beschrei­
bung einer vollständigen Reihe von auf ein Gebäude ange­
wandten Maßnahmen/Maßnahmenbündeln, die aus einer 
Kombination von Maßnahmen in Bezug auf die Gebäude­
hülle, Passivtechniken, Maßnahmen in Bezug auf Gebäude­
systeme und/oder Maßnahmen auf der Grundlage erneuer­
barer Energiequellen bestehen kann; 

21. Unterkategorien von Gebäuden bezeichnet Kategorien von Ge­
bäudetypen, die in Bezug auf Größe, Alter, Baumaterial, 
Nutzungsmuster, Klimazone oder sonstige Kriterien stärker 
differenziert sind als die in Anhang I Nummer 5 der Richt­
linie 2010/31/EU aufgestellten Gebäudekategorien. Refe­
renzgebäude werden in der Regel für solche Unterkatego­
rien erstellt; 

22. bereitgestellte Energie bezeichnet die Energie, angegeben je 
Energieträger, die durch die Systemgrenze hindurch an die 
gebäudetechnischen Systeme geliefert wird, um den berück­
sichtigten Verwendungszwecken zu genügen (Heizung, 
Kühlung, Lüftung, Brauchwarmwasserbereitung, Beleuch­
tung, Geräte usw.) oder Strom zu erzeugen; 

23. zum Heizen und Kühlen benötigte Energie bedeutet Wärme, die 
einem klimatisierten Raum zugeführt oder entzogen wird, 
um während eines bestimmten Zeitraums die gewünschte 
Temperatur aufrechtzuerhalten; 

24. exportierte Energie bezeichnet Energie, angegeben je Energie­
träger, die durch die gebäudetechnischen Systeme durch die 
Systemgrenze hindurch abgegeben und außerhalb der Sys­
temgrenze verbraucht wird; 

25. klimatisierter Raum bezeichnet einen Raum, in dem einige 
Umgebungsparameter wie Temperatur, Feuchtigkeit usw. 
durch technische Mittel wie z. B. Heizung und Kühlung 
geregelt sind; 

26. Energie aus erneuerbaren Quellen bezeichnet Energie aus er­
neuerbaren, nichtfossilen Energiequellen, das heißt Wind, 
Sonne, aerothermische, geothermische und hydrother­
mische Energie, Meeresenergie, Wasserkraft, Biomasse, De­
poniegas, Klärgas und Biogas.
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Artikel 3 

Rahmen für eine Vergleichsmethode 

(1) Bei der Berechnung kostenoptimaler Niveaus von Min­
destanforderungen an die Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden 
und Gebäudekomponenten wenden die Mitgliedstaaten den in 
Anhang I dieser Verordnung festgelegten Rahmen für eine Ver­
gleichsmethode an. Der Rahmen schreibt die Berechnung kos­
tenoptimaler Niveaus aus makroökonomischer und finanzieller 
Perspektive vor, überlässt jedoch den Mitgliedstaaten die Ent­
scheidung darüber, welche dieser Berechnungen die nationale 
Benchmark wird, anhand deren die nationalen Mindestanforde­
rungen an die Gesamtenergieeffizienz beurteilt werden. 

(2) Bei den Berechnungen gehen die Mitgliedstaaten wie folgt 
vor: 

a) Als Ausgangsjahr für die Berechnung wird das Jahr heran­
gezogen, in dem die Berechnung vorgenommen wird. 

b) Es wird die in Anhang I dieser Verordnung aufgeführte Be­
rechnungsmethode angewandt. 

c) Es werden die in Anhang I dieser Verordnung aufgeführten 
Kostenkategorien angewandt. 

d) Für die Kosten von CO 2 -Emissionen werden die projizierten 
CO 2 -Preise des EHS gemäß Anhang II als Mindest-Unter­
grenze verwendet. 

(3) Die Mitgliedstaaten ergänzen den Rahmen für eine Ver­
gleichsmethode, indem sie für die Zwecke der Berechnungen 
Folgendes ermitteln: 

a) die geschätzte wirtschaftliche Lebensdauer eines Gebäudes 
und/oder einer Gebäudekomponente; 

b) den Abzinsungssatz; 

c) die Kosten für Energieträger, Produkte, Systeme, Unterhalts­
kosten, Betriebskosten und Arbeitskosten; 

d) die Primärenergiefaktoren; 

e) die Energiepreisentwicklungen, die für alle Energieträger un­
ter Berücksichtigung der Angaben in Anhang II dieser Ver­
ordnung anzunehmen sind. 

(4) Die Mitgliedstaaten bemühen sich um die Berechnung 
und Anwendung kostenoptimaler Niveaus von Mindestanforde­
rungen an die Gesamtenergieeffizienz in Bezug auf die Gebäu­
dekategorien, für die bisher keine spezifischen Mindestanforde­
rungen an die Gesamtenergieeffizienz bestehen. 

(5) Um die Sensitivität der Berechnungsergebnisse gegenüber 
Veränderungen der angewandten Parameter zu ermitteln, neh­
men die Mitgliedstaaten eine Analyse vor, die sich zumindest 
auf die Auswirkungen unterschiedlicher Entwicklungen der 
Energiepreise und der Abzinsungssätze für die Berechnungen 
aus makroökonomischer und finanzieller Perspektive sowie 
idealerweise auch auf andere Parameter mit voraussichtlich er­
heblichen Auswirkungen auf die Berechnungsergebnisse, wie z. 
B. die Entwicklung der Preise für andere Kostenfaktoren als 
Energie, erstreckt. 

Artikel 4 

Vergleich der berechneten kostenoptimalen Niveaus 
mit den aktuellen Mindestanforderungen an die 

Gesamtenergieeffizienz 

(1) Nach der Berechnung der kostenoptimalen Anforderungs­
niveaus aus makroökonomischer und aus finanzieller Perspek­
tive entscheiden die Mitgliedstaaten, welche Berechnung die na­
tionale Benchmark wird und teilen ihre Entscheidung im Rah­
men der Berichterstattung nach Artikel 6 der Kommission mit. 

Die Mitgliedstaaten vergleichen die Ergebnisse der als nationale 
Benchmark ausgewählten Berechnung nach Artikel 3 mit den 
für die betreffende Gebäudekategorie derzeit geltenden Anforde­
rungen an die Gesamtenergieeffizienz. 

Die Mitgliedstaaten stellen anhand des Ergebnisses dieses Ver­
gleichs sicher, dass Mindestanforderungen an die Gesamtener­
gieeffizienz mit Blick auf das Erreichen kostenoptimaler Niveaus 
gemäß Artikel 4 Absatz 1 der Richtlinie 2010/31/EU festgelegt 
werden. Den Mitgliedstaaten wird nachdrücklich empfohlen, 
steuerliche und finanzielle Anreize mit der Einhaltung des Er­
gebnisses der Kostenoptimalitätsberechnung des gleichen Refe­
renzgebäudes zu verknüpfen. 

(2) Hat ein Mitgliedstaat Referenzgebäude derart definiert, 
dass das Ergebnis der Kostenoptimalitätsberechnung auf meh­
rere Gebäudekategorien anwendbar ist, so kann er dieses Ergeb­
nis nutzen, um sicherzustellen, dass Mindestanforderungen an 
die Gesamtenergieeffizienz mit Blick auf das Erreichen kosten­
optimaler Niveaus für alle relevanten Gebäudekategorien fest­
gelegt werden. 

Artikel 5 

Überprüfung der Kostenoptimalitätsberechnungen 

(1) Die Mitgliedstaaten überprüfen ihre Kostenoptimalitäts­
berechnungen rechtzeitig vor der Überprüfung ihrer Mindest­
anforderungen an die Gesamtenergieeffizienz gemäß Artikel 4 
Absatz 1 der Richtlinie 2010/31/EU. Dazu sind insbesondere 
die Preisentwicklungen bei den kostenbezogenen Input-Daten 
zu überprüfen und erforderlichenfalls zu aktualisieren. 

(2) Die Ergebnisse dieser Überprüfung werden der Kommis­
sion in dem Bericht gemäß Artikel 6 dieser Verordnung über­
mittelt. 

Artikel 6 

Berichterstattung 

(1) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission sämtliche für 
die Berechnungen verwendeten Input-Daten und Annahmen 
sowie die Ergebnisse dieser Berechnungen mit. Der entspre­
chende Bericht enthält die angewandten Primärenergie-Umrech­
nungsfaktoren, die Ergebnisse der Berechnungen auf makroöko­
nomischer und finanzieller Ebene, die Sensitivitätsanalyse gemäß 
Artikel 3 Absatz 5 dieser Verordnung und die angenommenen 
Energie- und CO 2 -Preisentwicklungen. 

(2) Falls das Ergebnis des Vergleichs nach Artikel 4 dieser 
Verordnung zeigt, dass die geltenden Mindestanforderungen an 
die Gesamtenergieeffizienz erheblich weniger energieeffizient 
sind als kostenoptimale Niveaus von Mindestanforderungen an 
die Gesamtenergieeffizienz, so muss der Bericht — soweit mög­
lich — eine Begründung für diese Diskrepanz enthalten. Soweit 
die Diskrepanz nicht begründet werden kann, ist dem Bericht 
ein Plan beizulegen, in dem angemessene Schritte aufgezeigt
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werden, mit denen diese bis zur nächsten Überprüfung auf ein 
unerhebliches Maß verringert werden kann. In diesem Zusam­
menhang wird das erheblich weniger energieeffiziente Niveau 
der geltenden Mindestanforderungen an die Gesamtenergieeffi­
zienz berechnet als Differenz zwischen dem Durchschnitt aller 
geltenden Mindestanforderungen an die Gesamtenergieeffizienz 
und dem Durchschnitt aller kostenoptimalen Niveaus der Be­
rechnung, die als nationale Benchmark aller genutzten Referenz­
gebäude und Gebäudetypen verwendet wird. 

(3) Die Mitgliedstaaten können das in Anhang III dieser Ver­
ordnung vorgegebene Berichtsmuster verwenden. 

Artikel 7 

Inkrafttreten und Gültigkeit 

(1) Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

(2) Sie gilt ab 9. Januar 2013 für von Behörden genutzte 
Gebäude und ab 9. Juli 2013 für andere Gebäude; hiervon aus­
genommen ist Artikel 6 Absatz 1 dieser Verordnung, der im 
Einklang mit Artikel 5 Absatz 2 Unterabsatz 2 der Richtlinie 
2010/31/EU über die Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden am 
30. Juni 2012 in Kraft tritt. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 16. Januar 2012 

Für die Kommission 
Der Präsident 

José Manuel BARROSO
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